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Sdiriftlidier Beridit 

des Aussdiusses für Verteidigung 
(5. AnssdiuS) 

Uber den von der Bundesregierung eingebraditen Entwurf eines 
Gesetzes zur Änderung des Unterhaltssidierungsgesetzes 

— Drucksache 1898 — 


A. Bericht des Abgeordneten Dr. Sei frin 


Ucr DeuLsdie Bundestag hat in seiner 1 19. Sitzung 
am 23. Juni 1960 den Entwurf eines Gesetzes zur 
Änderung des Unterhaltssidierungsgesetzes — 
Drucksache 1898 — in erster Lesung beraten und 
anschließend dem Ausschuß für Verteidigung feder- 
führend und dem Ausschuß für Arbeit sowie dem 
Haushaltsausschuß mitberatend überwiesen. Der 
Ausschuß für Arbeit hat den Gesetzentwurf in 
seinen Sitzungen vom 22. September und 7. Okto- 
ber 1960 eingehend beraten und über das Ergebnis 
seiner Beratungen den federführenden Ausschuß 
für Verteidigung durch Schreiben vom 12. Oktober 
1960 unterrichtet. 


I 


Der Ausschuß für Verteidigung hat den Gesetz- 
entwurf unter Berücksichtigung der Verhandlungen 
im Ausschuß für Arbeit in den Sitzungen am 
27. Oktober, 3. November, 9. November, 18. Novem- 
ber und 2. Dezember 1960 beraten. 


Nach Abschluß der Beratungen im Verteidigungs- 
ausschuß wurde dem Haushaltsausschuß am 7. De- 
zember 1960 eine Zusammenstellung der Beschlüsse 
— Ausschuß-Drucksache Nr. 61 — übersandt. Der 
Haushaltsausschuß hat in seinen Sitzungen vom 
11. Januar, 13. Januar und 19. Januar 1961 den 
Gesetzentwurf beraten und ihm zugestimmt. In 
seinen Sitzungen vom 12. und 18. Januar hat der 
Ausschuß für Verteidigung den Gesetzentwurf 
erneut beraten und ihn in der vorliegenden Form 
gegen 1 Stimme angenommen. 


I. Allgem^nes 

Der vorliegende Gesetzentwurf bestimmt, daß 
Wehrübende neben dem Wehrsold ein Übungsgeld 
erhalten. Das Ubungsgeld ist in einem geivissen 


Verhältnis zu den Verdienstbezügen des Berufssol- 
daten und des Soldaten auf Zeit berechnet, die cs 
jedoch auf keinen Fall erreicht. 

Bleibt das Ubungsgeld bei einem verheirateten 
Soldaten unter 80 v. H., bei einem ledigen Soldaten 
unter 60 v. H. seines bisherigen Nettoeinkommens, 
so erhält er für die Differenz eine Verdicnstausfall- 
cntschädigung. Ubungsgeld und Verdienstausfall- 
entschädigung zusammen dürfen den im Gesetz 
festgelegtcn Höchstsatz nicht überschreiten. 

Einem Wunsch des Senats des Landes Berlin ent- 
sprechend hat der Ausschuß die Bestimmungen des 
Gesetzentwurfs, die die Reichsversichcrungsord- 
nung, das Angestelltenvcrsicherungsgcsctz, das 
Reichsknappschaftsgesetz, das Handwerkerversiche- 
rungsgesetz und das Kindergeldgesetz betreffen, 
aus dem Gesetzentwurf der Bundesregierung ausge- 
klammert. Diese Vorschriften wurden in einem 
neuen Gesetzentwurf — Drucksache 2280 — zusam- 
mengefaßt und mit einer Berlin-Klausel versehen. 


IL Die einzelnen Bestimmungen 

Artikel 1 (Änderung des Unterhaltssicherungs- 
gesetzes) 


Zu Nr. 2 

S 1 bringt die allgemeine Regelung der Unter- 
haltssicherung und schließt nunmehr auch die An- 
gestellten und Arbeiter im öffentlichen Dienst von 
der Unterhaltssicherung aus, weil sic nach Artikel 2 
Nr. 1 ihr Arbeitsentgelt vom Arbeitgeber weiter^ 
erhalten. 
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Zu Nr. 3 

§ 2 setzt die unterschiedlichen Leistungsarten der 
Unterhaltssicherung fest. 

Zu Nr, 8 

§ 5 Abs. 2 wurde redaktionell geändert. 

In Absatz 3 wurde festgelegt, daß Kindergeld nur 
dann zu zahlen ist, wenn ein voller Kaiendermonat 
(oder mehr) Wehrdienst geleistet wird, weil das 
Kindergeldgesetz Leistungen nur für volle Monate 
vorsieht. 

Zu Nr, 10 

Buchstabe a 

Aus Gründen der Gesetzesklarheit wurden die 
Sonderleistungen, die dem Wehrpflichtigen und sei- 
nen Angehörigen zu gewähren sind, aufgezählt. 

Buchstabe ai 

Nunmehr sollen auch nichtsozialversicherungs- 
pflichtige Familienangehörige ohne eigenes Einkom- 
men Beiträge für eine private Krankenversicherung 
oder die freiwillige Versicherung in einer gesetz- 
lichen Kranken- oder Ersatzkasse als Sonderleistun- 
gen erhalten. 

Nr, 13 

bringt im letzten Halbsatz eine notwendige Klarstel- 
lung, wonach bei der Berechnung des Nettoeinkom- 
mens die nach §§ 7 a bis 7 e des Einkommensteuer- 
gesetzes abgesetzten Beträge den Einkünften wieder 
hinzuzurechnen sind. 

Zu Nr. 15 

Der Wehrpflichtige erhält auch dann keine Lei- 
stungen zur Unterhaltssicherung, wenn er unter 
Fortfall der Geld- und Sachbezüge beurlaubt wird. 

Zu Nr. 17 

In das Gesetz wird als neue Leistung der Unter- 
haltssicherung die Verdienstausfallentschädigung 
eingeführt. 

Verdienstausfallentschädigung erhalten Wehr- 
pflichtige, die nach Vollendung des 25. Lebensjahres 
Grundwehrdienst leisten, Wehrpflichtige, die unbe- 
fristeten Wehrdienst leisten sowie der Großteil der 
Wehrübenden. (Wogen der Regelung für diejenigen 
Wehrübenden, die noch keinen Grundwehrdienst 
geleistet und das 25. Lebensjahr noch nicht voll- 
endet haben, vgl. § 13 Abs. 1 und § 2.) 

Die Höhe der Verdienstausfallentschädigung war 
umstritten. Die Mehrheit begrenzte sie bei Verhei- 
rateten auf 80 V. H. und bei Ledigen auf 60 v. H. des 
Nettoeinkommens; sie ging dabei davon aus, daß 
ein Verheirateter durch den neben der Verdienst- 
ausfallentschädigung zu zahlenden Wehrsold einen 
gewissen Ausgleich für die ihm entgehenden 20 v. H. 


seines Nettoeinkommens erhält. Ferner berücksich- 
tigte die Mehrheit die Tatsache, daß ein Wehrpflich- 
tiger in der Zeit seines Wehrdienstes, z. B. während 
der Wehrübung, keinen steuerpflichtigen Lohn er- 
hält und dadurch über den Jahreslohnsteueraus- 
gleich für die übrige Zeit des Jahres zusätzliche 
finanzielle Vorteile hat. Die Mehrheit kam an Hand 
von Beispielen zu dem Ergebnis, daß durch diese 
Vorteile ein Wehrpflichtiger insgesamt etwa 100 bis 
zu 107 V. H. seines Nettoeinkommens erhält (ausge- 
nommen Wehrpflichtige mit einem hohen Nettoein- 
kommen). Bei Ledigen war die Mehrheit der Mei- 
nung, daß eine gewisse finanzielle Einbuße durch 
den Wehrdienst zu vertreten sei. 

Die Minderheit war dagegen der Meinung, daß 
verheiratete und ledige Wehrpflichtige eine hun- 
dertprozentige Verdienstausfallentschädigung erhal- 
ten sollten. Sie verwies dabei auf die für die Arbeit- 
nehmer im öffentlichen Dienst geltende Regelung, 
nach der diese Arbeitnehmer ihren vollen Lohn 
weitergezahlt erhalten (vgl. § 1 Abs. 2 und § 9 
Abs. 1 des Arbeitsplatzschutzgesetzes). 

In Abänderung der Regierungsvorlage wurde je- 
doch die Höchstgrenze der Verdienstausfallentschä- 
digung bei Verheirateten auf monatlich nicht mehr 
als 2000 DM, bei Ledigen auf monatlich nicht mehr 
als 1500 DM festgesetzt. 

Freiberuflich Tätige können auf Wunsch ange- 
messene Aufwendungen für Ersatzkräfte oder Ver- 
treter erstattet bekommen. Wenn sie von dieser 
Möglichkeit Gebrauch machen, haben sie keinen 
Anspruch auf Verdienstausfallentschädigung. 

Artikel 2 (Änderung des Arbeitsplatzschutz- 
gesetzes) 

Zu Nr. 1 

§ 1 des Arbeitsplatzschutzgesetzes bestimmt nun- 
mehr, daß alle Arbeitnehm.er im öffentlichen Dienst 
I nach Vollendung des 25. Lebensjahres während des 
: Wehrdienstes ihr Gehalt bzw. ihren Lohn von ihrem 
I bisherigen Dienstherrn weitererhalten. Dabei wird 
I das Nettoarbeitsentgelt um den Wehrsold vermin- 
I dort. 

■ Nr. 5 

i führt im einzelnen die Konsequenzen aus dem vor- 
I her Gesagten für Beamte und Richter auf. 

I A r t i k e 1 3 (Änderung des Wehrsoldgesetzes) 

I Nr. 2 

I führt neu in das Wehrsoldgesetz das Übungsgeld 
I ein, das je nach Dienstgrad, Älter und dem Familien- 
! stand des Wehrpflichtigen abgestuft ist. 

I Zu Nr. 2 a 

I Da sich das Übungsgeld an den Dienstbezügen der 
! vergleichbaren Berufssoldaten und Soldaten auf Zeit 
j orientiert, wurde die Bundesregierung in dem neuen 
I § 9 ermächtigt, bei einer Veränderung der allge- 
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meinen Bezüge (ebenso bei einer Veränderung der 
Steuern vom Einkommen und des Verpflegungsgel- ! 
des) die Sätze des Übungsgcldes diesen veränder- | 
ten Bezügen entsprechend anzupassen. ' 

Zu Artikel 4 (Änderung des Wehrptlicht- ' 

gesetzes) ; 

Die Bestimmung stellt klar, wann der Wehrdienst j 
eines Wehrpflichtigen endet, der sich in stationärer | 
truppenärztlicher Behandlung befindet. j 

Zu dem neuen Artikel 4a (Änderung des i 
Gesetzes über den zivilen | 

Ersatzdienst) I 

Durch die in vorliegendem Gesetzentwurf vorge- ■ 

nommene Änderung des Arbeitsplatzschutzgesetzes ! 
und des Unterhaltssicherungsgesetzes wurde eine | 
rein formale Änderung des Gesetzes über den zivi- 
len Ersatzdienst notwendig. | 

Zu Artikel 5 (Änderung sozialversicherungs- 
rechtlicher Vorschriften) | 


Bonn, den 19. 
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Zu Artikel 6 (Änderung des Gesetzes über 
Arbeitsvermittlung und Arbeits- 
losenversicherung) 


Zu Artikel 7 (Änderung des Kindergeld- 
gesetzes) 

Artikel 5, 6 und 7 entfallen hier, weil sie in einem 
eigenen Gesetzentwurf zusammengefaßt wurden 
(vgl. Gesetz zur Änderung sozialversicherungsrecht- 
licher Vorschriften — Drucksache 2280), 


Artikel 8 (Übergangs- und Schlußvorschriften) 

regelt das Inkrafttreten des Gesetzes und bestimmt, 
daß Wehrpflichtige, die im Zeitpunkt des Inkraft- 
tretens eine Wehrübung ableisten, schon von Be- 
ginn der Wehrübung an den Bestimmungen des 
Gesetzes unterliegen, also auch dann, wenn der 
Beginn der Wehrübung vor Inkrafttreten dieses 
Gesetzes liegt. 


Januar 1961 


Dr. Seffrin 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wollen beschlitdk^n, 

1. den Gesetzentwurf — iJrucksache 1898 - - in der 
aus der anliegenden Zusamin(mstellung ersicht- 
lichen Fassung anzunehmen, 

2. folgenden Entschließungsantrag anziinelimen: 

Die organisatorische Durchführung der Unter- 
haltssicherung durch die Stadt- und Landkreise 
gibt in einigen Bundesländern nach wie vor An- 
laß zur Kritik durch die betroffenen Wehrpflich- 
tigen. Insbesondere wird Beschw^erde darüber 
geführt, daß in einigen Landern die Durchfüh- 
rung der Untcrhaltssicherung immer noch den 
Sozialämtern (Fürsorgeämter) übertragen ist. Die 
vom Deutschen Städtetag empfohlene Bezeich- 
nung der bearbeitenden Verwaltungsstelle als 
„Amt für Unterhaltssicherung'' ist leider nicht 
überall eingeführt wmrden. 

Der Bundestag ersucht daher die Bundesregic^- 
rung, der Frage der organisatorischen Durchfüh- 
rung der Unterhaltssicherung im Rahmen ihrer 
verfassungsrechtlichen Möglichkeiten besondere 
A u f m e r k s a mk eit zu z uw enden. 


Bonn, den 19. Januar 1961 

Der Ausschuß für Verteidigung 
Dr. Jaeger Dr. Seffrin 

W r s i t z ( m d e r B e r i ch t e r s t a 1 1 e r 
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Zusammenstellung 

des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zur Änderung des Unterhaltssicherungsgesetzes 

— Drucksache 1898 — 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Verteidigung 

(5. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Unterhaltssicherungsgesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel 1 

Das Gesetz über die Sicherung des Unterhalts für 
Angehörige der zum Wehrdienst einberufenen 
Wehrpflichtigen vom 26. Juli 1957 (Bundesgesetzbl. I 
S. 1046) wird wie folgt geändert und ergänzt: 


1. Das Gesetz erhält folgende Bezeichnung: 

^ „Gesetz über die Sicherung des Unterhalts der 
zum Wehrdienst einberufenen Wehrpflichtigen 
und ihrer Angehörigen (Unterhaltssicherungs- 
gesetz — USG)“. 

2. § 1 erhält folgende Fassung: 

4 .,§1 

Sicherung des Unterhalts 

(1) Der zur Erfüllung der Wehrpflicht ein- 
berufene Wehrpflichtige und seine Familienan- 
gehörigen erhalten Leistungen zur Sicherung 
ihres Lebensbedarfs (Unterhaltssicherung) nach 
Maßgabe dieses Gesetzes. Dies gilt auch, wenn 
der Wehrdienst freiwillig geleistet wird. 

(2) Ein Anspruch auf Unterhaltssicherung 
nach diesem Gesetz besteht nicht, wenn der 
Wehrpflichtige als Berufssoldat, Soldat auf Zeit, 
Beamter oder Richter Dienstbezüge oder Unter- 
haltszuschuß oder als Angestellter oder Ar- 
beiter im öffentichen Dienst Arbeitsentgelt 
erhält." 


Beschlüsse dos 5. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Unterhaltssicherungsgesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundos- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel 1 

Das Gesetz über die Sicherheit des Unterhalts für 
yVngehörige der zum Wehrdienst einberufenen 
Wehrpflichtigen vorn 26. Juli 1957 (Bundesgesetzbl. I 
S. 1046) wird wie folgt geändert und ergänzt: 


1. unverändert 


2, unverändert 
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3. Hinter § 1 wird der bisherige § 5 als § 2 in fol- 
gender Fassung eingefügt: 

.§ 2 

Leistungsarten 

Als Leistungen zur Unterhaltssicherung wer- 
den gewährt 

1 . während des Grundwehrdienstes (§4 Abs. 1 
Nr. 1 des Wehrpflichtgesetzesj 


a) allgemeine Leistungen (§ 5), 

b) Einzelleistungen {§ 6), 

c) Sonderleistungen (§ 7); 

2. während des sonstigen Wehrdienstes (§4 
Ahs. 1 Nr. 2 und 3 des Wehrpflichtge- 
setzes) 

Verdienstausfallentschädigung (§ 13 a).“ 

4. § 2 wird § 3. 

♦ 

5. § 3 wird § 4. 

♦ 

6. Der bisherige § 4 und die Worte 

^ „Zweiter Abschnitt 

Art und Maß der Leistungen zur Unterhalts- 
sicherung“ 

werden gestrichen. 

7. Hinter § 4 wird eingefügt: 

^ „Zweiter Abschnitt 

Leistungen zur Unterhaltssicherung 

1. Sicherung des Unterhalts während des 
Grundwehrdienstes“ 

8. § 6 wird § 5. 


3. Hinter § 1 wird der bisherige § .5 als § 2 in fol- 
^ gender Fassung eingefügt: 

.§ 2 

Leistungsarten 

Zur Unterhaltssicherimg werden gewährt, 

1 wenn die Wehrpflichtigen das fünfund- 
zwanzigste Lebensjahr noch nicht vollen- 
det haben und den Grundwehrdienst oder 
in die ersten sechs Monate des zu leisten- 
den Wehrdienstes fallende Wehrübungen 
leisten, 

a) unverändert 

b) unverändert 

c) unverändert 

2. während der übrigen Wehrübungen, wäh- 
rend des Grundwehrdienstes nach Voll- 
endung des fünfundzwanzigsten Lebens- 
jahres und während des unbefristeten 
Wehrdienstes 

Verdienstausfallentschädigung (§ 13).“ 

4. unverändert 


5. unverändert 


G. unverändert 


7. unverändert 


8, § 6 wird § 5; 

♦ 

Absätze 2 und 3 erhalten folgende Fassung: 

„(2) Es wird gewährt 

1. der Tabellensatz I, wenn ein an- 
spruchsbereditigter Familienangehö- 
riger im engeren Sinne vorhanden 
ist, 

2. der Tabellensatz II, wenn neben 
einem anspruchsberechtigten Famili- 
enangehörigen im engeren Sinne bis 
zu zwei weitere anspruchsberechtigte 
Familienangehörige vorhanden sind, 

3. der Tabellensatz III, wenn neben 
einem anspruchsberechtigten Fami- 
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Entwurf Beschlüsse des 5, Ausschusses 

lienangehörigen im engeren Sinne 
drei und mehr anspnichsbereditigte 
Familienangehörige vorhanden sind* 

(3) Neben dem Tabellensatz wird nadi Maß- 
gabe des Kindergeldgesetzes vom 13* November 
1954 (Bundesgesetzbl. I S. 333) und der dazu 
ergangenen Ergänzungsgesetze für jeden vollen 
Kalendermonat des Wehrdienstes Kindergeld 
gewährt. Dies gilt nicht, wenn in dem Einkom- 
men des Wehrpflichtigen Kinderzuschläge oder 
gleichartige Leistungen enthalten sind und zur 
Steigerung des Tabellensatzes geführt haben." 

9. § 7 wird §6. 9. unverändert 

♦ 

10. § 8 wird § 1 -, 10. § 8 wird § 7; 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung; ^ a) unverändert 

„(1) Die anspruchsberechtigten Familien- 
angehörigen im engeren Sinne erhalten Son- 
derleistungen nach Absatz 2 Nr. 1, 2 und 6. 

Der Wehrpflichtige erhält Sonderleistimgen 
nach Absatz 2 Nr. 2 bis 6. Die Sonderlei- 
stungen werden neben den allgemeinen 
Leistungen nach § 5 gewährt."; 

ai) Absatz 2 Nr. 2 erhält folgende Fassung: 

„2. für nichtsozialversicherungspflichtige 
Wehrpflichtige die Beiträge für eine 
private Krankenversicherung; für nicht 
sozialversicheningspflichtige Familien- 
angehörige ohne eigenes Einkommen die 
Beiträge für eine private Krankenver- 
sicherung oder die freiwillige Versiche- 
rung in einer gesetzlichen Kranken- oder 
Ersatzkasse;" 

b) Absatz 2 Nr. 4 erhält die Bezeichnung 4. a); 

c) hinter Nummer 4 Buchstabe a wird ein- 
gefügt: 

„b) Mietzuschuß bis zur Höhe des Mietwer- 
tes des von dem Wehrpflichtigen ge- 
nutzten Wohnraumes, wenn der Wehr- 
pflichtige vor seiner Einberufung mit 
sonstigen Familienangehörigen in 
Wohngemeinschaft gelebt und zu ihrem 
Unterhalt beigetragen hat;"; 

d) Absatz 2 Nr. 5 Buchstabe d erhält folgende d) unverändert 

Fassung: 

„d) Aufwendungen für Verpflichtungen aus 
einer von dem Wehrpflichtigen ohne 
Beteiligung seines Arbeitgebers abge- 
schlossenen Versicherung in einer be- 
trieblichen, überbetrieblichen oder zu- 
sätzlichen Alters- und Hinterbliebe- 
nenversorgung, aus der freiwilligen 
Höherversicherung in der gesetzlichen 
Rentenversicherung, aus Lebensversiche- 
rungs- und solchen Verträgen, die im 
Versicherungsfalle den Versicherungs- 
nehmer vor Vermögensnachteilen schüt- 


b) unverändert 

c) unverändert 
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Entwurf 

zen, sowie Bauspar-, prämienbegünstig- 
ten Wohnbausparverträgen, Heimstät- 
ten-, Siedlungs- und Steuer- oder prä- 
mienbegünstigten Kapitalansammlungs- 
verträgen oder aus dem Bau von Eigen- 
heimen, wenn diese Verpflichtungen 
bereits zwölf Monate vor der Einberu- 
fung bestanden, bis zur Höhe von 15 
vom Hundert des Nettoeinkommens,". 

11. § 9 wird § 8; 

^ a) Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Als Antrag gilt auch die schriftliche 
Anzeige eines Fürsorgeverbandes nach § 21a 
der Verordnung über die Fürsorgepflicht 
vom 13. Februar 1924 (Reichsgesetzbl. I 
S. 100) in der zur Zeit geltenden Fassung 
oder eines Trägers der Tuberkülosehilfe 
nach § 19 des Gesetzes über die Tuberkulose- 
hilfe vom 23. Juli 1959 (Bundesgesetzbl. I 
S. 513)." 

b) Absatz 4 erhält folgenden Satz 2: 

„Ist gegen den Wehrpflichtigen ein Verfah- 
ren auf Unterhaltsleistung anhängig, so er- 
lischt das Antragsrecht erst mit Ablauf eines 
Monats nach Abschluß des Verfahrens oder 
nach Rechtskraft der Entscheidung." 

12. § 10 wird § 9. 

♦ 

13. § 11 wird § 10. 


14. § 12 wird § llj 

^ a) Absatz 1 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„Die Leistungen zur Unterhaltssicherung sind 
um die einkommensteuerpflichtigen Ein- 
künfte des Wehrpflichtigen zu kürzen, die er 
nach der Einberufung erhält." 

b) In Absatz 1 werden folgende -Nummern 4 
und 5 angefügt: 

„4. Teile der Einkünfte, die nach § 7 Abs. 2 
Nr. 5 bei der Gewährung von Sonder- 
leistungen bereits angerechnet worden 
sind; 


Beschlüsse des 5. Ausschusses 


11. unverändert 


12. unverändert 

13. § 11 wird § 10; 

^ Absatz 2 Nr. 1 erhält folgende Fassung: 

„(2) Nettoeinkommen ist 

1. bei einem Wehrpflichtigen, der zur 
Einkommensteuer zu veranlagen ist, 
der Gesamtbetrag der von ihm er- 
zielten Einkünfte, der sich aus dem 
letzten Einkommensteuerbescheid 
nach Abzug der auf diese Einkünfte 
entfallenden Steuern vom Einkom- 
men ergibt*, nach §§ 7 a bis 7 e des 
Einkommensteuergesetzes abgesetzte 
Beträge sind den Einkünften wieder 
hinzuzurechnen *, 

14. unverändert 
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Entwurf 

5. die Einkünfte des Wehrpflichtigen aus 
seiner Tätigkeit vor der Einberufung, 
die während des Wehrdienstes eingehen 
und nicht regelmäßig wiederkehrende 
feste Vergütungen sind, sofern die Er- 
werbstätigkeit während des Wehrdien- 
stes ruht.” 

15. § 13 wird § 14. 


16. § 14 wird § 12. 

♦ 

17. Hinter § 12 wird eingefügt: 

„II. Sicherung des Unterhalts 
während des sonstigen Wehrdienstes 

§ 13 

Leistungen zur UnterhaltssidieTung 
bei sonstigem Wehrdienst 

(1) Der Wehrpflichtige, der nach § 4 Abs. 1 
Nr. 2 oder 3 des Wehrpiliditgesetzes Wehrdienst 
leistet, erhält auf Antrag eine Verdienstaiusfall- 
entschädigimg nach § 13a, sofern sein Netto- 
einkommen hn Monatsdurchschnitt (§ 10) vor 
seinem Dienstantritt das nach dem Wehrsold- 
gesetz gewährte übungisgeld überschreitet. Die 
Verdienstausfallentsdiädigung wird nur ge- 
währt, wenn der Wehrdienst mehr als sieben 
Tage beträgt. 

(2) Für die Antragsfrist gilt § 8 Abs. 4 ent- 
sprediend. 

(3) Absatz 1 gilt auch, wenn Wehrdienst nach 
§ 6 Abs. 2 des Wehrpiliditgesetzes geleistet 
wird. 

§ 13a 

Verdienstausfallentschädigimg 

(1) Die Verdienstausfallentschädigiuing be- 
trägt 

a) für Wehrpflichtige mit unterhaltsbe- 
rechtigten Familienangehörigen nach 
§ 3 Abs. 1 Nr. 1 bis 4 80 vom Hundert, 

b) für die übrigen Wehrpflichtigen 60 
vom Hundert des infolge des Wehr- 
dienstes entfallenden bisherigenNetto- 
einkommens (§ 10), soweit es nicht 
durch das Übungsgeld gedecht ist, je- 
doch einschließlich des Übungsgeldes 
nach § 6a Abs. 1 des Wehrsoldgeset- 
zes monatlich nicht mehr als 1040 , — 
Deutsche Mark für Wehrpflichtige 
nach Absatz 1 Buchstabe a und 780 , — 


Beschlüsse des 5. Ausschusses 


15. § 13 wird § 14; 

Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Die Leistungen zur Unterhaltssicherung 
ruhen« wenn der Wehrpflichtige unter Fortfall der 
Geld- und Sachbezüge beurlaubt wird« wenn er 
eigenmächtig die Truppe oder Dienststelle veiv 
läßt« ihr fembleibt und länger als eine Woche 
abwesend ist oder wenn er eine Freiheitsstrafe 
von wenigstens drei Monaten verbüßt." 

16. unverändert 

17. Hinter § 12 wird eingefügt: 

^ „II. Sicherung des Unterhalts 

während des sonstigen Wehrdienstes 

S 13 

Verdienstausfallentschädigimg 

(1) Wehrpflichtige, bei denen die Voraus- 
setzungen des S 2 Nr. 2 vorliegen und deren 
Nettoeinkommen im Monatsdurchschnitt (§ 10) 
vor Ihrem Dienstantritt das nach dem Wehr- 
soldgesetz gewährte Ubungsgeld überschreitet, 
erhalten auf Antrag Verdienstausfallentschädi- 
gimg. 


(2) Die Verdienstausfallentschädigung be- 
trägt 

a) für Wehrpflichtige mit unterhaltsbe- 
^rechtigten FamiMenangehörigen nach 
§ 3 Abs. 1 Nr. 1 bis 4 80 vom Hundert, 

b) für die übrigen Wehrpflichtigen 60 
vom Hundert des infolge des Wehr- 
dienstes entfallendenbisheiigen Netto- 
einkommens (§ 10), Jedoch monatlich 
nicht mehr als 2000 Deutsche Mark für 
Wehrpflichtige nach Buchstabe a und 
1500 Deutsche Mark für Wehrpflich- 
tige nach Buchstabe b. Auf die Ver- 
dienstausfallentsdiädigung ist das 
Ubungsgeld anzurechnen. 
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Entwurf 

Deutsche Mark für Wehrpflichtige 
nach Absatz 1 Buchstabe b. Bei Fest- 
setzung der Verdienstausfallentschädi- 
gung bleiben Kindergeld nach § 4 des 
Kindergeldgesetzes und Kinderzulage 
nach § 6a Abs. 2 des Wehrsoldgesetzee 
für das dritte und jedes weitere Kind 
im Sinne dieser Bestimmungen bei 
dem bisherigen Nettoeinkommen und 
dem Übungsgeld außer Ansatz. 

(2) Von der Verdienstausfallentschädigung 
ist ein Wehrpflichtiger ausgeschlossen, dessen 
Gewerbebetrieb, Betrieb der Land- oder Forst- 
wirtschaft oder dessen selbständige Tätigkeit 
während des Wehrdienstes fortgeführt wird. 
Diesen Personen werden die Aufwendungen für 
Ersatzkräfte oder Vertreter erstattet, die an 
ihrer Stelle während der Dauer des Wehr- 
dienstes tätig werden. Die in Absatz 1 festgeleg- 
ten Höchstbeträge gelten entsprechend. 

(3) In den Fällen, in denen der Wehrpflich- 
tige seinen Gewerbebetrieb, Betrieb der Land- 
oder Forstwirtschaft oder seine selbständige 
Tätigkeit während des Wehrdienstes nicht durch 
eine Ersatzkraft oder einen Vertreter fortführen 
läßt und der Betrieb ruht, erhält .er neben den 
Leistungen nach Absatz 1 Ersatz der Aufwen- 
dungen für Miete der Berufsstätte sowie für die 
übrigen Betriebsausgaben im Sinne des Einkom- 
mensteuergesetzes, sofern entsprechende lau- 
fende Zahlungsverpflichtungen für die Dauer 
des Wehrdienstes nachgewiesen werden. Die- 
ser Ersatz darf die in Absatz 1 festgelegten 
Höchstbeträge im Mona^ nicht übersteigen. Das 
Übungsgeld wird hierbei nicht angerechnet. 

III. Gemeinsame Vorschriften". 

18. § 15 Abs. 1 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„Dies gilt nicht für Leistungen nach § 7 Abs. 2 
Nr. 5 Buchstaben a bis c und § 13a Abs. 2 
und 3." 


19. a) § 16 Abs. 1 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„Zu Unrecht empfangene Leistungen zur Un- 
terhaltssicherung sind zu erstatten." 

j 

b) Absatz 2 wird gestrichen. 

c) Absatz 3 wird Absatz 2. 


Beschlüsse des 5. Ausschusses 


(3) Bei Festsetzung der Verdienstausfallent- 
schädigung nach Absatz 1 bleiben Kindergeld 
nach § 4 des Kindergeldgesetzes und die diesem 
entsprechende Kinderzul age nach § 6 a Abs. 2 
des Wehrsoldgesetzes bei dem bisherigen 
Nettoeinkommen und dem Übungsgeld außer 
Ansatz. 

(4) Verdienstausfallentschädigung erhält der 
Wehrpflichtige nicht, dessen Gewerbebetrieb, 
Betrieb der Land- oder Forstwirtschaft oder 
dessen selbständige Tätigkeit während des 
Wehrdienstes fortgeführt wird. In diesem Falle 
werden angemessene Aufwendungen für Ersatz- 
kräfte oder Vertreter erstattet, die an Stelle 
des Wehrpflichtigen tätig werden. Das Übungs- 
geld ist anzurechnen. 

(5) In den Fällen, in denen der Wehrpflich- 
tige seinen Gewerbebetrieb, Betrieb der Land- 
oder Forstwirtschaft oder seine selbständige 
Tätigkeit währenddes Wehrdienstes nicht durch 
eine Ersatzkraft oder einen Vertreter fortführen 
läßt und der Betrieb ruht, erhält der Wehr- 
pflichtige neben den Leistungen nach Absatz 1 
Ersatz der Aufwendungen für Miete der Berufs- 
stätte sowie für die übrigen Betriebsausgaben 
im Sinne des Einkommensteuergesetzes, sofern 
er entsprechende laufende Zahlungsverpflich- 
tungen für die Dauer des Wehrdienstes nach- 
weist. 

(6) § 8 gilt entsprechend. 

III. Gemeinsame Vorschriften", 

18 . § 15 wird wie folgt geändert: 

^ a) Absatz 1 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„Dies gilt nicht für Leistungen nach § 7 
Abs. 2 Nr. 5 Buchstaben a bis c und § 13 
Abs. 3 und 4." 

b) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Beiträge im Sinne des § 7 Abs. 2 Nr. 2 
und 3 sowie Aufwendungen auf Grund von 
Verpflichtungen im Sinne des § 7 Abs. 2 
Nr. 5 Buchstabe d sind insoweit nicht als 
Sonderausgaben nach § 10 des Einkommen- 
steuergesetzes abzugsfähig, als für sie Son- 
derleistungen nach § 7 gewährt werden." 

Nummer 19 entfällt 
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20. § 19 wird gestrichen. 

♦ 

21. § 21 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Der Wehrpflichtige ist verpflichtet, der 
nach §17 zuständigen Behörde Beginn und Ende 
des Wehrdienstes mitzuteilen. Der Wehrpflich- 
tige und die Familienangehörigen sind auf Ver- 
langen der zuständigen Behörden (§ 17) ver- 
pflichtet, diesen die zur Feststellung der Lei- 
stungen zur Unterhaltssicherung erforderlichen 
Auskünfte zu erteilen. Sie sind ferner verpflich- 
tet, jede Änderung der Verhältnisse, die für die 
Bemessung dieser Leistungen von Einfluß ist, 
unverzüglich anzuzeigen." 

22. § 22 Abs. 4 wird gestrichen. 


23. § 24 erhält folgenden Absatz 2: 

^ „(2) Die oberste Landesbehörde kann in Fäl- 

len, in denen mit Zustimmung des Bundes- 
ministers des Innern und des Bundesministers 
für Verteidigung ein Ausgleich nach Absatz 1 
allgemein zugelassen worden ist, die Befug- 
nisse zur Gewährung eines Härteausgleichs auf 
nachgeordnete Dienststellen übertragen." 

24. In § 26 Abs. 1 erhalten die Nummern 1 und 2 
folgende Fassung: 

„1. bei Erteilung der Auskunft nach § 21 Abs. 1 
Satz 2 unrichtige oder unvollständige An- 
gaben macht oder 

2. die in § 21 Abs. 1 Satz 3 vorgeschriebene 
Anzeige nicht oder nicht rechtzeitig er- 
stattet," 

25. § 29 wird durch folgende Vorschrift ersetzt: 

.§ 29 

Ausnahmeregelung 

Auf ungediente Wehrpflichtige, die das 25. Le- 
bensjahr vollendet haben, sind die Vorschriften 
der §§ 13 und 13a anzuwenden, wenn sie zum 
Grundwehrdienst herangezogen werden." 


Artikel 2 

Änderung des Arbeitsplatzschutzgesetzes 

Das Gesetz über den Schutz des Arbeitsplatzes bei 
Einberufung zum Wehrdienst vom 30. März 1957 
(Bundesgesetzbl. I S. 293) wird wie folgt geändert 
und ergänzt: 


— 3. Wahlperiode Drucksache 2423 

B (' s c h 1 i\ s s (j (I e s 5. A ii s s c li u s s o s 
20. unverändert 


21. § 21 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

♦ 

„(1) Der Wehrpflichtige und die Familien- 
angehörigen sind auf Verlangen der zuständi- 
gen Behörden {§ 17) verpflichtet, diesen die zur 
Feststellung der Leistungen zur Unterhalts- 
sicherung erforderlichen Auskünfte zu erteilen. 
Sie sind ferner verpflichtet, jede Änderung der 
Verhältnisse, die für die Bemessung dieser Lei- 
stungen von Einfluß ist, unverzüglich anzu- 
zeigen." 


Nummer 22 entfällt 


23. unverändert 


Nummer 24 entfällt 


25. § 29 wird gestrichen. 

♦ 


26. Die Anlage zu § 6 wird Anlage zu § 5. 

♦ 


Artikel 2 

Änderung des Arbeitsplatzschutzgesetzes 

Das Gesetz über den Schutz des Arbeitsplatzes bei 
Einberufung zum Wehrdienst vom 30. März 1957 
(Bundesgesetzbl. I S. 293) wird wie folgt geändert 
und ergänzt: 
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1. § 1 erhält folgenden Absatz 2: 

„(2) Wird ein Arbeitnehmer im öffentlichen 
Dienst, der das 25. Lebensjahr vollendet hat, zum 
Grundwehrdienst einberufen, so hat der Arbeit- 
geber für die Dauer des Grundwehrdienstes das 
Arbeitsentgelt weiterzuzahlen. Das gleiche gilt 
für einen Arbeitnehmer im öffentlichen Dienst, 
der zu einer W ehrübung einberuien wird, für die 
Dauer der Wehrübung. Das Netto-Arbeitsentgelt 
wird um den Wehrsold, der in der Wehrsold- 
tabelle des Wehrsoldgesetzes für den Dienstgrad 
des Einberufenen vorgesehen ist, vermindert. 
Netto-Arbeitsentgelt ist das Arbeitsentgelt im 
öffentlichen Dienst, vermindert um die Steuer 
vom Einkommen und die Kirchensteuer." 


2. § 1 wird wie folgt geändert: 

^ Absatz 2 wird Absatz 3; 

Absatz 3 wird Absatz 4; 

Absatz 4 wird Absatz 5. 

3. § 5 Abs. 2 erhält folgenden Satz 3: 

^ „Satz 2 gilt nicht im Falle des § 1 Abs. 2." 

4. In § 5 Abs. 3 ist an Stelle von „Absatz 1 und 2" 
^ zu setzen: 

„Absatz 1 und Absatz 2 Satz 1 und 2". 

5. § 9 Abs. 1 erhält folgende Sätze 2 bis 4: 


„Hat der Beamte oder Richter bei Einberufung 
zum Grundwehrdienst das 25. Lebensjahr voll- 
endet, so erhält er auch während des Grundwehr- 
dienstes Dienstbezüge oder Unterhaltszuschuß. 
Die Netto-Dienstbezüge oder der Netto-Unter- 
haltszuschuß werden um den Wehrsold, der in 
der Wehrsoldtabelle des Wehrsoldgesetzes für 
den Dienstgrad des Einberufenen vorgesehen ist, 
vermindert. Nettobezüge sind die Dienstbezüge 
im Sinne des § 2 Abs. 1 des Bundesbesoldungs- 
gesetzes, der Unterhaltszuschuß nach der Unter- 
haltszuschußverordnung und die entsprechenden 
Dienstbezüge und Unterhaltszuschüsse im öffent- 
lichen Dienst, vermindert um die Steuer vom 
Einkommen und die Kirchensteuer." 


B e s c h 1 ü s s e d s 5. A u .s s c' li u s s o s 

1. § 1 erhält folgenden Absatz 2: 

^ „(2) Leistet ein Arbeitnehmer im Öffentlichen 

Dienst, der das fünfundzwanzigste Lebensjahr 
vollendet hat, Grundwehrdienst oder eine Wehr- 
übung, so hat der Arbeitgeber für die Dauer 
des Wehrdienstes das Arbeitsentgelt weiterzu- 
zahlen. Das gleiche gilt für einen Arbeitnehmer 
im öffentlichen Dienst, der vor Vollendung des 
fünfundzwanzigsten Lebensjahres eine Wehr- 
übung leistet, sofern er bereits sechs Monate 
des Wehrdienstes geleistet hat. Das Netto-Ar- 
beitsentgelt wird um den Wehrsold, der in der 
Anlage I des Wehrsoldgesetzes für den Dienst- 
grad des Einberufenen vorgesehen ist, vermin- 
dert. Netto-Arbeitsentgelt ist das Arbeitsentgelt 
im öffentlichen Dienst, vermindert um die Steuer 
vom Einkommen, die Kirchensteuer und die Ar- 
beitnehmeranteile zur gesetzlichen Sozial- und 
Arbeitslosenversicherung," 

2. unverändert 


3. unverändert 


4. unverändert 


5. § 9 Abs. 1 und 6 wird wie folgt gefaßt: 

♦ 

„(1) Wird ein Beamter oder Richter vor Voll- 
endung des fünfundzwanzigsten Lebensjahres 
zum Grundwehrdienst oder zu Wehrübungen ein- 
berufen, so ist er ohne Dienstbezüge oder Unter- 
haltszuschuß, während einer Wehrübung nach 
Ableistung von sechs Monaten des Wehrdienstes 
mit Dienstbezügen oder Unterhaltszuschuß be- 
urlaubt. Hat ein Beamter oder Richter bei Ein- 
berufung zum Grundwehrdienst oder zu Wehr- 
übungen das fünfundzwanzigste Lebensjahr voll- 
endet, so ist er mit Dienstbezügen oder Unter- 
haltszuschuß beurlaubt. Die Netto-Dienstbezüge 
oder der Netto-Unterhaltszuschuß werden um 
den Wehrsold, der in der Wehrsoldtabelle des 
Wehrsoldgesetzes für den Dienstgrad des Ein- 
berufenen vorgesehen ist, vermindert. Netto- 
bezüge sind die Dienstbezüge im Sinne des § 2 
Abs. 1 des Bundesbesoldungsgesetzes, der Un- 
terhaltszuschuß nach der Unterhaltszuschußver- 
ordniing und die entsprechenden Dienstbezüge 
und Unterhaltszuschüsse im öffentlichen Dienst, 
vermindert um die Steuer vom Einkommen und 
die Kirchensteuer. 

(6) Vorbereitungsdienst und Probezeiten 
werden um die Zeit des Grundwehrdienstes ver- 
längert. Das gleiche gilt bei Wehrübungen wäh- 
rend des Vorbereitungsdienstes, soweit sie sechs 
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6. Hinter § 15 wird eingefügt: 

„§15a 

Sonstige Geltung des Gesetzes 

Dieses Gesetz gilt auch im Falle des Wehr- 
dienstes nach § 4 Abs. 1 Nr, 3 des Wehrpflicht- 
gesetzes für Beamte, Richter und Arbeitnehmer 
im öffentlichen Dienst jedoch mit der Maßgabe, 
daß die Vorschriften über Wehrübungen anzu- 
wenden sind." 

Artikel 3 

Änderung des Wehrsoldgesetzes 

Das Gesetz über die Geld- und Sachbezüge und 
die Heilfürsorge der Soldaten, die auf Grund der 
Wehrpflicht Wehrdienst leisten (Wehrsoldgesetz) 
vom 30. März 1957 (Bundesgesetzbl. I S. 308) wird 
wie folgt ergänzt: 

1. § 1 wird wie folgt geändert und ergänzt: 

^ a) Absatz 1 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„Die Soldaten, die auf Grund der Wehrpflicht 
Wehrdienst leisten, erhalten während der 
Dauer ihrer Dienstzeit Wehr sold, Verpflegung, 
Unterkunft Dienstbekleidung, Heilfürsorge 
und Übungsgeld nach den §§ 2 bis 6a." 

b) Absatz 2 Satz 2 wird gestrichen. 

2. Hinter § 6 wird eihgefügt: 

,f§ 6 a 

Übungsgeld 

(1) Der Soldat, der Wehrdienst nach § 4 Abs. 1 
Nr. 2 oder 3, nach § 5 Abs. 3 oder § 6 Abs. 2 
des Wehrpflichtgesetzes leistet, erhält neben den 
Bezügen nach den §§ 2 bis 6 Übungsgeld. Das 
Übungsgeld besteht aus dem Grundbetrag nach 
der als Anlage II beigefügten Tabelle und der 
Kinderzulage nach Absatz 2. 


(2) Kinderzulage wird für jedes Kind gewährt, 
das die Voraussetzungen für die Gewährung 
eines Kinderfreibetrages nach § 32 Abs. 2 des 
Einkommensteuergesetzes erfüllt. Sie beträgt 
für das erste und zweite Kind je dreißig Deut- 
sche Mark, für das dritte und jedes weitere 
Kind je vierzig Deutsche Mark. Soldaten, die 
nicht zu dem in Absatz 3 genannten Personen- 
kreis gehören, erhalten für das dritte und jedes 
weitere Kind die Kinderzulage nur für volle 
Kalendermonate des Wehrdienstes. 


Beschlüsse des 5. Ausschusses 

Wachen im Jahr überschreiten. Die Verzögerun- 
gen, die sich daraus für den Beginn des Besol- 
dungsdienstalters ergeben, sind auszugleichen." 

6. Hinter § 15 wird eingefügt: 

♦ 

„§ 15 a 

Sonstige Geltung des Gesetzes 

Dieses Gesetz gilt auch im Falle des Wehr- 
dienstes nach § 4 Abs. 1 Nr. 3 des Wehrpflicht- 
gesetzes mit der Maßgabe, daß die Vorschriften 
über Wehrübungen nach Vollendung des fünf- 
undzwanzigsten Lebensjahres anzuwenden sind." 

Artikel 3 

Änderung des Wehrsoldgesetzes 

Das Gesetz über die Geld- und Sachbezüge und 
die Heilfürsorge der Soldaten, die auf Grund der 
Wehrpflicht, Wehrdienst leisten (Wehrsoldgesetz) 
vom 30. März 1957 (Bundesgesetzbl. I S. 308) wird 
wie folgt ergänzt: 

1. unverändert 


2. Hinter § 6 wird eingefügt: 

♦ 

„§ 6 a 

Übungsgeld 

(1) Der Soldat, der Wehrdienst nach § 4 Abs. 1 
Nr. 2 oder 3 oder nach § 5 Abs. 3 des Wehr- 
pflichtgesetzes leistet, erhält neben den Bezügen 
nach den §§ 2 bis 6 Übungsgeld. Das Übungs- 
geld besteht aus dem Grundbetrag nach der als 
Anlage II beigefügten Tabelle und der Kinder- 
zulage nach Absatz 2. Soldaten, die vor Vollen- 
dung des fünfundzwanzigsten Lebensjahres zu 
Wehrübungen einberufen werden, erhallten 
Übungsgeld nur, wenn sie bereits sechs Monate 
Wehrdienst geleistet haben. 

(2) unverändert 
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(3) Beamte, Richter und Arbeitnehmer, de- 
nen nach den §§ 1, 9 und 15a des Arbeitsplatz- 
schutzgesetzes Dienstbezüge, Unterhaltszuschuß 
oder Arbeitsengelt weitergewährt werden, er- 
halten Übungsgeld nur, soweit es die Nettobe- 
züge übersteigt. Nettobezüge sind die Dienst- 
bezüge im Sinne des § 2 Abs. 1 des Bundesbe- 
soldungsgesetzes, der Unterhaitszuschuß nach 
der Unterhaltszuschuß Verordnung und die ent- 
sprechenden Dienstbezüge, Unterhaltszuschüsse 
und Arbeitsentgelte im öffentlichen Dienst, ver- 
mindert um die Steuer vom Einkommen und die 
Kirchensteuer sowie um den Wehrsold, der in 
der Anlage I für den Dienstgrad des Einberufe: 
nen vorgesehen ist 

(4) § 2 Abs. 2 gilt entsprechend. 

(5) Das Übungsgeld wird monatlich im voraus 
gezahlt Steht Übungsgeld nur für Teile eines 
Monats zu, so wird für jeden Tag ein Dreißigstel 
des Monatsbetrages gezahlt." 


3. Die Anlage (zu § 2 Abs. 1) erhält die Bezeich- 
^ nung „Anlage I (zu § 2 Abs. 1)". 

4. Als weitere Anlage wird die „Anlage II (zu § 6a 
^ Abs. 1)" eingefügt. 


Ar t i k e 1 4 

Änderung des Wehrpflichtgesetzes 

Das Wehrpflichtgesetz vom 21. Juli 1956 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 651) wird wie folgt ergänzt: 

Hinter § 29 wird eingefügt: 

.§ 29 a 

Verlängerung des Wehrdienstes bei stationärer 
truppenärztlicher Behandlung 

Befindet sich ein Soldat, der auf Grund der 
Wehrpflicht Wehrdienst leistet, an dem für seine 
Entlassung festgesetzten Zeitpunkt in stationärer 
truppenärztlicher Behandlung, so endet der Wehr- 
dienst, zu dem er einberufen worden ist, erst, 

1. wenn die stationäre truppenärztliche Behandlung 
beendet ist oder 

2. wenn er schriftlich erklärt, daß er mit der Fort- 
setzung des Wehrdienstverhältnisses nicht ein- 
verstanden ist, oder 

3. spätestens nach drei Monaten." 


Beschlüsse des 5. Ausschusses 
(3) unverändert 


(4) unverändert 

(5) unverändert 


2 a. § 8 wird § 9 und erhält folgende Fassung: 

♦ 

„§ 9 

Die Bundesregierung wird ermächtigt, bei 
einer nach dem 31. Dezember 1960 in Kraft 
tretenden allgemeinen Änderung der Bezüge, 
der Steuern vom Einkommen und der Höhe des 
Verpflegungsgeldes die Sätze der Anlage II 
zum Wehrsoldgesetz entsprechend zu ändern." 

3. unverändert 

4. unverändert 


Artikel 4 

Änderung des Wehrpflichtgesetzes 

Das Wehrpflichtgesetz vom 21. Juli 1956 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 651) wird wie folgt ergänzt: 

Hinter § 29 wird eingefügt: 

.§ 29 a 

Verlängerung des Wehrdienstes bei stationärer 
truppenärztlicher Behandlung 

Befindet sich ein Soldat, der auf Grund der Wehr- 
pflicht Wehrdienst leistet, an dem für seine Entlas- 
sung festgesetzten Zeitpunkt in stationärer truppen- 
ärztlicher Behandlung, so endet der Wehrdienst, zu 
dem er einberufen wurde, 

1. unverändert 

2. wenn er schriftlich erklärt, daß er mit der Fort- 
setzung des Wehrdienstverhältnisses nicht ein- 
verstanden ist, 

in jedem Falle jedoch nach drei Monaten." 
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Artikel 5 

Änderung sozialversicherungsrechtUcher 
Vor sehr Uten 

1 . 

Die Reichsversichemngsordnung wird wie folgt 
geändert und ergänzt: 

1. § 209a erhält folgende Fassung: 

„§ 209 a 

(1) Wehrdienst nach § 4 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 
des Wehrpflichtgesetzes berührt eine bestehende 
Versicherung bei jedem Träger der Kranken- 
versicherung nicht, jedoch ruht für die Dauer 
des Wehrdienstes die Versichertenkrankenhilfe. 
Für die Berechnung des Sterbegeldes und von 
Barleistungen der Familienhilfe ist der letzte 
Grundlohn des Versicherten vor der Einberufung 
maßgebend. 

(2) Für die Dauer des Grundwehrdienstes nach 
§ 4 Abs. 1 Nr. 1 des Wehrpflichtgesetzes in Ver- 
bindung mit §§ 1 und 2 Abs. 1 des Wehrdienst- 
dauergesetzes zahlt der Bund den Trägern der 
Krankenversicherung ein Drittel des Beitrages, 
der zuletzt vor der Einberufung zu entrichten 
war. 

(3) Für die Dauer des Wehrdienstes nach § 4 
Abs. 1 Nr. 1 in Verbindung mit § 5 Abs. 3 und 
nach § 4 Abs. 1 Nr. 2 und 3 des Wehrpflicht- 
gesetzes von pflichtversicherten Arbeitnehmern 
im öffentlichen Dienst gelten die nach § 1 Abs. 2, 
§ 9 Abs. 1 und § 15a des Arbeitsplatzschutz- 
gesetzes zu gewährenden Bezüge als Arbeits- 
entgelt; § 1 Abs. 2 Satz 3 und § 9 Abs. 1 Satz 3 
des Arbeitsplatzschutzgesetzes werden hierbei 


Beschlüsse des 5. Ausschusses 

Artikel 4a 

Änderung des Gesetzes 
über den zivilen Ersatzdienst 

Das Gesetz über den zivilen Ersatzdienst vom 
13. Januar 1960 (Bundesgesetzbl. I S. 10) wird wie 
folgt geändert: 

§ 41 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 1 werden hinter den Worten „Ar- 

beitsplatzschutzgesetzes vom 30. März 1957 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 293)" die Worte ", geändert 
durch das Gesetz zur Änderung des Unterhaits- 
sicherungsgesetzes vom 1961 (Bun- 

desgesetzbl. IS... .)," eingefügt. 

b) Nummer 2 erhält folgende Fassung; 

„2. das Unterhaltssicherungsgesetz vom 26. Juli 
1957 (Bundesgesetzbl. 1 S. 1046), geändert 
durch das Gesetz zur Änderung des Unter- 
haltssicherungsgesetzes vom 1961 

(Bundesgesetzbl. IS ),". 


Artikel 5 

entfällt *) 


*) Vergleiche Schriftlichen Bericht des Ausschusses für 
Sozialpolitik über den von- den Fraktionen der CDU/ 
CSU, SPD, FDP eingebrachten Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung sozialversicherungsrechtlicher Vor- 
schriften — Drucksache 2424. 
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nicht berücksichtigt. Der Beitrag wird auf die 
Hälfte ermäßigt; er ist vom Arbeitgeber allein 
zu tragen. Absatz 1 Satz 2 findet keine An- 
wendung. 

(4) Für die Dauer des Wehrdienstes nach § 4 
Abs 1 Nr. 1 in Verbindung mit § 5 Abs. 3 und 
nach § 4 Abs. 1 Nr. 2 und 3 des Wehrpflicht- 
gesetzes von Pflichtversicherten, die nicht Arbeit- 
nehmer im öffentlichen Dienst sind, sowie von 
freiwillig Versicherten zahlt der Bund den 
Trägern der Krankenversicherung die Hälfte des 
Beitrages, der zuletzt vor der Einberufung zu 
entrichten war. 

(5) Bei pflichtversicherten Arbeitnehmern hat 
der Arbeitgeber, bei Arbeitslosen hat das Ar- 
beitsamt den Beginn des Wehrdienstes sowie das 
Ende des Grundwehrdienstes und einer Wehr- 
übung dem zuständigen Träger der Kranken- 
versicherung unverzüglich zu melden; diese 
Meldepflicht trifft für das Ende eines Wehr- 
dienstes nach § 4 Abs. 1 Nr. 3 des WehrpfUcht- 
gesetzes den Bundesminister für Verteidigung 
oder die von ihm bestimmte Stelle. Freiwillig 
Versicherte haben die Meldungen selbst au er- 
statten. 

(6) Der Bundesminister für Arbeit und Sozial- 
ordnung kann durch Rechtsverordnung mit Zu- 
stimmung des Bundesrates das Nähere über 
Form und Inhalt der Meldungen und über Aus- 
nahmen von der Meldepflicht bestimmen sowie 
im Einvernehmen mit dem Bundesminister für 
Verteidigung für die Beitragszahlung nach den 
Absätzen 2 und 4 eine pauschale Beitragsberech- 
nung und eine von den allgemeinen Vorschriften 
abweichende Beitragsabführung vorschreiben." 

2. ln § 1255 Abs. 6 werden die Worte „Geld- und 
Sachbezüge" durch die Worte „Bezüge oder Ein- 
künfte" ersetzt. 

3. § 1385 wird wie folgt geändert und ergänzt: 

a) Absatz 3 Buchstabe d erhält folgende Fas- 
sung: 

„d) bei während einer Wehrdienstleistung 
versicherungspflichtigen Person (§ 1227 
Abs. 1 Nr. 6), 

1. wenn sie Grundwehrdienst nach § 4 
Abs. 1 Nr. 1 des Wehrpflichtgesetzes 
in Verbindung mit § 1 oder 2 Abs. 1 
des Wehrdienstdauergesetzes leisten, 
die Geld- und Sachbezüge, die sie 
nach dem Wehrsoldgesetz, oder die 
Geldbezüge, die sie nach dem Bundes- 
besoldungsgesetz erhalten, 

2. wenn sie Arbeitnehmer im öffent- 
lichen Dienst sind und Wehrdienst 
nach § 4 Abs. 1 Nr. 1 in Verbindung 
mit § 5 Abs. 3 oder nach § 4 Abs. 1 
Nr. 2 oder 3 des Wehrpflichtgesetzes 
leisten, die nach § 1 Abs. 2, § 9 
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Abs. 1 und § 15a des ATbeitsplatz- 
Schutzgesetzes zu gewährenden Be- 
züge, wobei § 1 Abs. 2 Satz 3 und 
§ 9 Abs. 1 Satz 3 des Arbeitsplatz- 
schutzgesetzes nicht berücksichtigt 
werden, 

3. wenn sie nicht Arbeitnehmer im 
öffentlichen Dienst sind und Wehr- 
dienst nach § 4 Abs. 1 Nr. 1 in Ver- 
bindung mit § 5 Abs. 3 oder nach § 4 
Abs. 1 Nr. 2 oder 3 des Wehrpflicht- 
gesetzes leisten, der Bruttoarbeits- 
entgelt oder das Bruttoarbeitseinkom- 
men aus der die Versicherungspflicht 
im letzten Kalendermonat oder, wenn 
es günstiger ist, der durchschnittliche 
Bruttoarbeitsentgelt oder das durch- 
schnittliche Bruttoarbeitseinkommen 
aus der die Versicherungspflicht in 
den letzten drei Kalendermonaten vor 
der Einberufung begründenden Be- 
schäftigung oder Tätigkeit.“ 

b) Absatz 4 Buchstabe d erhält folgende Fas- 
sung: 

„d) bei Versicherungspflicht nach § 1227 

Abs. 1 Nr. 6 

1. während des Grundwehrdienstes nach 
§ 4 Abs. 1 Nr. 1 des Wehrpflicht- 
gesetzes in Verbindung mit §§ 1 
und 2 Abs. 1 des Wehrdienstdauer- 
gesetzes vom Bund, 

2. während des Wehrdienstes nach § 4 
Abs. 1 Nr. 1 in Verbindung mit § 5 
Abs. 3 und nach § 4 Abs. 1 Nr. 2 
und 3 des Wehrpflichtgesetzes von 
Arbeitnehmern im öffentlichen Dienst 
von dem Arbeitgeber allein, 

3. während des Wehrdienstes nach § 4 
Abs. 1 Nr. 1 in Verbindung mit § 5 
Abs. 3 und nach § 4 Abs. 1 Nr. 2 
und 3 des Wehrpflichtgesetzes von 
Personen, die nicht Arbeitnehmer im 
öffentlichen Dienst sind, vom Bund." 

c) In Absatz 5 wird hinter den Worten „Ab- 
satz 3 Buchstabe d“ eingefügt „Nr. 1", 

4. § 1404 erhält folgende Fassung: 

J 1404 

(1) Für die Beitragsentrichtung für die nach 
§ 1227 Abs. 1 Nr. 5 und 6 versicherungspflich- 
tigen Personen gelten die Vorschriften der §§ 
1399 bis 1403 entsprechend. Die in diesen Vor- 
schriften für Arbeitgeber bestimmten Pflichten 
obliegen in den Fällen des § 1385 Abs. 4 Buch- 
staben c und d Nr. 1 und 3 den Stellen, die nach 
diesen Vorschriften den Beitrag zu tragen haben. 
Die in § 1385 Abs. 3 unter Buchstaben c und d 
genannten Bezüge und Bruttoeinkünfte gelten 
als Arbeitsentgelt. 
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(2) Der Bundesminister für Arbeit und Sozial- 
ordnung kann im Einvernehmen mit dem Bun- 
desminister für Verteidigung durch Rechtsver- 
ordnung mit Zustimmung des Bundesrates für 
die nach § 1227 Abs. 1 Nr. 6 versicherungspflich- 
tigen Personen, soweit der Bund für diese die 
Beiträge zu tragen hat, eine pauschale Beitrags- 
berechnung und eine von den allgemeinen Vor- 
schriften abweichende Beitragsabführung vor- 
schreiben. 


11. 

Das Angestelltenversicherungsgesetz wird wie 
folgt geändert und ergänzt: 

.7 

1. ln § 32 Abs. 6 werden die Worte „Geld- und 
Sachbezüge" durch die Worte „Bezüge oder Ein- 
künfte" ersetzt 

2. §112 wird wie folgt geändert und ergänzt: 

a) Absatz 3 Buchstabe d erhält folgende Fas- 
sung: 

„d) bei während einer Wehrdienstleistung ver- 

sicherungspflichtigen Personen (§ 2 Nr .8), 

1. wenn sie Grundwehrdienst nach § 4 
Abs. 1 Nr. 1 des Wehrpflichtgesetzes 
in Verbindung mit §§ 1 oder 2 Abs. 1 
des Wehrdienstdauergesetzes leisten, 
die Geld- und Sachbezüge, die sie nach 
dem Wehrsoldgesetz, oder die Geld- 
bezüge, die sie nach dem Bundesbesol- 
dungsgesetz erhalten, 

2. wenn sie Arbeitnehmer im öffentlichen 
Dienst sind und Wehrdienst nach § 4 
Abs. 1 Nr. 1 in Verbindung mit § 5 
Abs. 3 oder nach § 4 Abs. 1 Nr. 2 
oder 3 des Wehrpflichtgesetzes leisten, 
die nach § 1 Abs. 2, § 9 Abs. 1 und 
§ 15a des Arbeitsplatzschutzgesetzes 
zu gewährenden Bezüge, wobei § 1 
Abs. 2 Satz 3 und § 9 Abs. 1 Satz 3 
des Arbeitsplatzschutzgesetzes nicht 
berücksichtigt werden, 

3. wenn sie nicht Arbeitnehmer im öffent- 
lichen Dienst sind und Wehrdienst 
nach § 4 Abs. 1 Nr. 1 in Verbindung 
mit § 5 Abs. 3 oder nach § 4 Abs. 1 
Nr. 2 oder 3 des Wehrpflichtgesetzes 
leisten, der Bruttoarbeitsentgelt oder 
das Bruttoarbeitseinkommen aus der 
die Versicherungspflicht im letzten Ka- 
lendermonat oder, wenn es günstiger 
ist, der durchschnittliche Bruttoarbeits- 
entgelt oder das durchschnittliche Brut- 
toarbeitseinkommen aus der die Ver- 
sicherungspflicht in den letzten drei 
Kalendermonaten vor der Einberufung 
begründenden Beschäftigung oder Tä- 
tigkeit." 
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b) Absatz 4 Buchstabe d erhält folgende Fassung: 

„d) bei Versicherungspf licht nach § 2 Nr. 8 

1. während des Grundwehrdienstes nach 
§ 4 Abs. 1 Nr. 1 des Wehrpflichtge- 
setzes in Verbindung mit §§ 1 und 2 
Abs. 1 des Wehrdienstdauergesetzes 
vom Bund, 

2. während des Wehrdienstes nach § 4 
Abs. 1 Nr. 1 in Verbindung mit § 5 
Abs. 3 und nach § 4 Abs. 1 Nr. 2 und 
3 des Wehrpflichtgesetzes von Arbeit- 
nehmern im öffentlichen Dienst von 
dem Arbeitgeber allein, 

3. während des Wehrdienstes nach § 4 
Abs. 1 Nr. 1 in Verbindung mit § 5 
Abs. 3 und nach § 4 Abs. 1 Nr. 2 und 
3 des W ehrpflichtgesetzes von Perso- 
nen, die nicht Arbeitnehmer im öffent- 
lichen Dienst sind, vom Bund." 

c) ln Absatz 5 wird hinter den Worten „Absatz 
3 Buchstabe d" eingefügt „Nr. 1". 

3. § 126 erhält folgende Fassung: 

J 126 

fl) Für die Beitragsentrichtung für die nach 
§ 2 Nr. 7 und 8 versicherungspflichtigen Per- 
sonen gelten die Vorschriften der §§ 121 bis 124 
entsprechend. Die in diesen Vorschriften für 
Arbeitgeber bestimmten Pflichten obliegen in 
den Fällen des § 112 Abs. 4 Buchstaben c und 
d Nr. 1 und 3 den Stellen, die nach diesen Vor- 
schriften den Beitrag zu tragen haben. Die in 
§112 Abs. 3 unter Buchstaben c und d genann- 
ten Bezüge und Brutioeinkünfte gelten als Ar- 
beitsentgelt. 

(2) Der Bundesminister für Arbeit und Sozial- 
ordnung kann im Einvernehmen mit dem Bun- 
desminister für Verteidigung durch Rechtsver- 
ordnung mit Zustimmung des Bundesrates für 
die nach § 2 Nr. 8 versicherungspflichtigen Per- 
sonen, soweit der Bund für diese die Beiträge 
zu tragen hat, eine pauschale Beitragsberech- 
nung und eine von den allgemeinen Vorschrif- 
ten abweichende Beitragsabführung vor schrei- 
ben." 


111 . 

Das Reichsknappschaftsgesetz wird wie folgt ge- 
ändert und ergänzt: 

1. § 130 wird wie folgt geändert und ergänzt: 

a) Absatz 5 Buchstabe b erhält folgende Fas- 
sung: 

„b) bei während einer Wehrdienstleistung 
versicherungspflichtigen Personen (§ 29 
Abs. 1), 
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1. wenn sie Grundwehrdienst nach § 4 
Abs. 1 Nt. 1 des Wehrpflichtgesetzes 
in Verbindung mit §§ 1 oder 2 Abs. 1 
des Wehrdienstdauergesetzes leisten, 
die Geld- und Sachbezüge, die sie 
nach dem Wehrsoldgesetz, oder die 
Geldbezüge, die sie nach dem Bun- 
desbesoldungsgesetz erhalten, 

2. wenn sie Arbeitnehmer im öffentli- 
chen Dienst sind und Wehrdienst nach 
§ 4 Abs. 1 Nr. 1 in Verbindung mit § 5 
Abs. 3 oder nach § 4 Abs. 1 Nr. 2 
oder. 3 des Wehrpflichtgesetzes lei- 
sten, die nach § 1 Abs. 2, § 9 Abs. 1 
und § 15a des Arbeitsplatzschutzge- 
setzes zu gewährenden Bezüge, wobei 
§ 1 Abs. 2 Satz 3 und § 9 Abs. 1 Satz 3 
des Arbeitsplatzschutzgesetzes nicht 
berücksichtigt werden, 

3. wenn sie nicht Arbeitnehmer im öf- 
fentlichen Dienst sind und Wehr- 
dienst nach § 4 Abs. 1 Nr. 1 in Ver- 
bindung mit § 5 Abs. 3 oder nach § 4 
Abs. 1 Nr. 2 oder 3 des Wehrpflicht- 
gesetzes leisten, der Bruttoarbeitsent- 
gelt oder das Bruttoarbeitseinkommen 
aus der die Versicherungspflicht im 
letzten Kalendermonat oder, wenn es 
günstiger ist, der durchschnittliche 
Bruttoarbeitsentgelt oder das durch- 
schnittliche Bruttoarbeitseinkommen 
aus der die Versicherungspflicht in 
den letzten drei Kalendermonaten vor 
der Einberufung begründenden Be- 
schäftigung oder Tätigkeit." 

b) Absatz 6 Buchstabe b erhält folgende Fas- 
sung: 

„b) bei Versicherungspflicht nach § 29 Abs. 1 

1. während des Grundwehrdienstes nach 
§ 4 Abs. 1 Nr. 1 des Wehrpflichtgeset- 
zes in Verbindung mit §§ 1 und 2 
Abs. 1 des Wehrdienstdauergesetzes 
vom Bund, 

2. während des Wehrdienstes nach § 4 
Abs. 1 Nr. 1 in Verbindung mit § 5 
Abs. 3 und nach § 4 Abs. 1 Nr. 2 und 3 
des Wehrpflichtgesetzes von Arbeit- 
nehmern im öffentlichen Dienst von 
dem Arbeitgeber allein, 

3. während des Wehrdienstes nach § 4 
Abs. 1 Nr. 1 in Verbindung mit § 5 
Abs. 3 und nach § 4 Abs. 1 Nr. 2 
und 3 des Wehrpflichtgesetzes von 
Personen, die nicht Arbeitnehmer im 
öffentlichen Dienst sind, vom Bund." 

c) ln Absatz 8 werden die Worte „unter Buch- 
stabe b" ersetzt durch die Worte „Buchstabe b 
Nr. 1". 


20 



Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode Drucksache 2423 


Entwurf 

2. Hinter § 139 wird folgender neuer Paragraph 
eingefügt: 

J 140 

(1) Für die Beitragsentrichtung für die nach 
§ 29 Abs. 1 versicherungspflichtigen Personen 
gelten die §§ 113 und 114 entsprechend. Die in 
diesen Vorschriften für Arbeitgeber bestimmten 
Pflichten obliegen im Falle des § 130 Abs. 6 
Buchstabe b Nr. 1 und 3 den Stellen, die nach 
diesen Vorschriften den Beitrag zu tragen ha- 
ben. Die in § 130 Abs. 5 unter Buchstabe b ge- 
nannten Bezüge und Bruttoeinkünfte gellen als 
Arbeitsentgelt. 

(2) Der Bundesminister für Arbeit und Sozfal- 
ordnung kann im Einvernehmen mit dem Bun- 
desminister für Verteidigung durch Rechtsver- 
ordnung mit Zustimmung des Bundesrates für 
die nach § 29 Abs. 1 versicherungspflichtigen 
Personen, soweit der Bund für diese die Beiträge 
zu tragen hat, eine pauschale Beitragsberechnung 
und eine von den allgemeinen Vorschriften ab- 
weichende Beitragsabführung vorschreiben." 


Artikel 6 

Änderung des Gesetzes 
über Arbeitsvermittlung und 
Arbei tsiosenversicherung 

Das Gesetz über Arbeitsvermittlung und Arbeits- 
losenversicherung (AVAVG) in der Fassung vom 
3. April 1957 (Bundesgesetzbl. I S. 321), zuletzt ge- 
ändert durch dos Zweite Änderungsgesetz zum 
AVAVG vom 7. Dezember 1959 (Bundesgesetzbl. 1 
S. 705), wird wie folgt geändert: 

In § 56 Abs. 2 werden die Worte „Grundwehrdien- 
stes, einer Wehrübung von mehr als einer Woche" 
ersetzt durch das Wort „Wehrdienstes" . 


Artikel 7 

Änderung des Kindergeldgesetzes 

§ 3 Abs. 2 Nr. 8 des Kindergeldgesetzes vom 
13. November 1954 (Bundesgesetzbl 1 S. 333) in der 
Fassung des Unterhaltssicherungsgesetzes vom 
26. Juli 1957 (Bundesgesetzbl. I S, 1046) erhält fol- 
gende Fassung: 

„8. für die Kinderzulage nach oder in entsprechen- 
der Anwendung von § 6a Abs. 2 des Wehrsold- 
gesetzes oder Kindergeld nach § 5 Abs. 3 Satz 1 
des Unterhaltssicherungsgesetzes gewährt wird 
oder der Anspruch nach Satz 2 der zuletzt ge- 
nannten Vorschrift ausgeschlossen ist." 


Beschlüsse des 5. Ausschusses 


Artikel 6 

entfällt *) 


Artikel 7 

entfällt 


*) Vergleiche Schriftlichen Bericht des Ausschusses für 
Sozialpolitik über den von den Fraktionen der CDU 
CSU, SPD, FDP eingebrachten Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung sozialversicherungsrcchtlicher Vor- 
schriften — Drucksache 2424. 
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Artikel 8 

Übergangs- und Schlußvorschriften 

Dieses Gesetz tritt einen Monat vor seiner Ver- 
kündung in Kraft. Für Wehrpflichtige, die im 
Zeitpunkt des Inkrafttretens eine Wehrübung ablei- 
sten, gelten die Bestimmungen dieses Gesetzes vom 
Beginn der Wehrübung an. 


Artikel 9 

Neufassung des Gesetzes 

Der Bundesminister des Innern und der Bundes- 
minister für Verteidigung werden ermächtigt, den 
Wortlaut des Unterhaltssicherungsgesetzes unter 
Berücksichtigung der Änderungen dieses Gesetzes 
neu zu fassen, in neuer Paragraphenfolge bekannt- 
zumachen und dabei Unstimmigkeiten des Wortlau- 
tes zu beseitigen. 


— 3. Wahlperiode 


Beschlüsse des 5. Ausschusses 
Artikel 8 

Übergangs- und Schlußvorschriften 

Dieses Gesetz tritt am ersten Tage des auf seine 
Verkündung folgenden Monats in Kraft. Für Wehr- 
pflichtige, die im Zeitpunkt des Inkrafttretens eine 
Wehrübung ableisten, gelten die Bestimmungen 
dieses Gesetzes vom Beginn der Wehrübung an. 


Artikel 9 
unverändert 
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Monatsbeträge 

in DM 

(in Klammern der jeweilige Tagessatz) 


Zu Artikel 3 Nr, 4 

Anlage II 
(zu § 6 a Abs. 1 
des Wehrsoldgesetzes) 


Ltd. 

Nr. 


bis zum vollendeten 28. Lebensjahr 

verheifdLet*) mit 

Dienstgrad ledig 


ver- 

heiratet*) 


1 Kind 


2 Kin- 
dern 


3 und 
mehr 
Kindern 


vom 29. bis zum vollendeten 36. Lebensjahr 
verheiratet*) mit 


ledig 


heiratet*) i Kind 


2 Kin- 
dern 


3 und 
mehr 
Kindern 


1 Grenadier, Flieger, 


Matrose, Gefreiter 

132 

(4,40) 

198 

(0,60) 

207 

(6,90) 

225 

(7.50) 

240 

(8.-) 

162 

(5,40) 

237 

(7.90) 

249 

(8,30) 

264 

(8,80) 

279 

(9.30) 

Übergefreiter . . . 

132 

(4.40) 

201 

(6.70) 

213 

(7,10) 

228 

(7.60) 

246 

(8,20) 

162 

(5,40) 

237 

(7,90) 

252 

(8.40) 

270 

(9,—) 

285 

(9,50) 

Hauptgefreiler . . . 

138 

(4,60) 

213 

(7,10) 

222 

(7.40) 

240 

(8,—) 

255 

(8.50) 

171 

(5.70) 

246 

(8.20) 

264 

(8,80) 

279 

(9,30) 

294 

(9,80) 

Unteroffizier, Maat, 
Fahnenjunker, See- 
kadett 

147 

(4,90) 

222 

(7,40) 

234 

(7.80) 

249 

(8,30) 

267 

(8,90) 

177 

(5,90) 

252 

(8,40) 

273 

(9.10) 

291 

(9,70) 

306 

(10,20) 

Stabsunteroffizier, 
Obermaat 

153 

(5,10) 

228 

(7,60) 

243 

(8,10) 

261 

(8,70! 

276 

(9,20) 

186 

(0,20) 

261 

(8,70) 

285 

(9.50) 

300 

(W,—) 

315 

(10,50) 

Feldwebel, Boots- 
mann, Fähnrich , . . 

153 

(5,10) 

228 

(7.60) 

246 

(8,20) 

261 

(8.70) 

276 

(9.20) 

198 

(6,60) 

273 

(9,10) 

297 

(9,90) 

318 

(10,60) 

333 

(11.10) 

Oberfeldwebel, 
Oberbootsmann . . 

186 

(0,20) 

273 

(0.10) 

300 

(10,-) 

321 

(10,70) 

336 

(11.20) 

216 

(7.20) 

303 

(10,10) 

330 

(n.-) 

357 

(11,90) 

375 

(12,50) 

Hauptfeldwebel, 
Hauptbootsmann . . 

210 

('f,-) 

300 

(10,-) 

324 

(10,80) 

351 

(11.70) 

366 

(12,20) 

243 

(8,10) 

330 

(11.-) 

357 

(11.90) 

393 

(13,10) 

408 

(13,60) 

Leutnant, Stabsfeld- 
webel, Stabsboots- 
mann 

246 

(8,20) 

333 

(ILIO) 

360 

(12.-) 

402 

(13,40) 

417 

(13,90) 

294 

(9,80) 

381 

(12,70) 

408 

(13,60) 

450 

(15.—) 

480 

(16.—) 

Oberleutnant, Ober- 
stabsfeldwebel, Ober- 
stabsbootsmann . . 

264 

(8,80) 

351 

(IIJO) 

375 

(12,50) 

417 

(13,90) 

441 

(14,70) 

315 

(10,50) 

402 

(13,40) 

429 

(14,30) 

471 

(15.70) 

510 

(17.-) 

Hauptmann, Kapitän- 
leutnant 

324 

(10,80) 

423 

(14,10) 

447 

(14,90) 

492 

(16.40) 

537 

(17,90) 

372 

(12,40) 

471 

(15,70) 

495 

(10,50) 

540 

(18,—) 

585 

(19,50) 

Major, Korvetten- 
kapitän, Stabsarzt . . 

402 

(13,40) 

504 

(16,80) 

528 

(17,60) 

573 

(19,10) 

618 

(20,60) 

450 

(15,-) 

558 

(18,60) 

582 

(19,40) 

627 

(20,90) 

672 

(22,40) 

Oberstleutnant, 
Fregattenkapitän, 
(Oberstabsarzt . . . 






483 

(10,10) 

597 

(19,90) 

624 

(20,80) 

666 

(22,20) 

711 

(23,70) 

14 Oberfeldarzt, 

Flottillonarzt . . 






537 

(17,90) 

675 

(22,50) 

699 

(23,30) 

744 

(24,80) 

789 

(26,30) 


*) Hierzu rechnen uudr verwitwete und geschiedene Soldaten sowie' Solriaten 
wordc'u isl. 


deren Eln.^ cuifgchoben oder für nichtig erklärt 
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Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 

R e s c’ h 1 ii s s c d e s 5. A ii s s r h u s s (' s 

Monatsbeträge 
in DM 

(in Klammern der jeweilige Tagessatz) 


Drucksache 2423 

Zu Artikel 3 Nr. 4 

AnlcUje II 
(zu § 6d Abs. 1 
des Wehrsoldgesetzes) 


bis zum vollendeten 28. Lebensjahr 

verheiratet*) mit 


vom 29. bis zum vollendeten 36. Lebensjahr 
verheiratet*) mit 


Lftl. 

Nr. 

Dienstgrad 

ledig 

ver- 

heiratet*) 

1 Kind 

. 2Kin- 
1 dem 

3 und 
mehr 
Kindern 

ledig 

ver- 1 
heiratet*)^ 

1 Kind 

2 Kin- 
dern 

3 und 
mehr 
Kindern 

1 

Grenadier, Flieger, 
Matrose, Gefreiter 

150 

234 

249 

270 

288 

183 

267 

291 

312 

330 



(5,-) 

(7,80) 

(8,30) 

(9.-) 

(9,60) 

(6,10) 

(8,90) 

(9,70) 

(10,40) 

(11.—) 

2 

Obergefreiter . . . 

153 

237 

255 

276 

294 

186 

270 

297 

318 

339 



(5,10) 

(7,90) 

(8,50) 

(9,20) 

(9,80) 

(6,20) 

(9,-) 

(9,90) 

(10,60) 

(11.30) 

3 

Hauptgefreiter . . 

159 

246 

267 

285 

306 

192 

279 

306 

327 

348 



(5,30) 

(8,20) 

(8,90) 

(9,50) 

(10,20) 

(6,40) 

(9,30) 

(10,20) 

(10,90) 

(11,60) 

4 

Unteroffizier, Maat, 
Fahnenjunker, See- 
kadett 

168 

252 

279 

297 

318 

201 

285 

315 

342 

360 



(5,60) 

(8,40) 

(9,30) 

(9,90) 

(10,60) 

(6,70) 

(9,50) 

(10,50) 

(11,40) 

(12,—) 

5 

Stabsunteroffizier, 
Obermaat 

177 

261 

288 

309 

330 

210 

294 

324 

351 

372 



(5,90) 

(8,70) 

(9,60) 

(10,30) 

(11.-) 

(7.-) 

(9,80) 

(10,80) 

(11,70) 

(12,40) 

6 

Feldwebel, Boots- 
mann, Fähnrich . . . 

174 

261 

288 

309 

330 

222 

309 

336 

369 

390 



(5,80) 

(8,70) 

(9,60) 

(10,30) 

(11.-) 

(7,40) 

(10,30) 

(11,20) 

(12,30) 

(13,—) 

7 

Oberfeldwebel, 
Oberbootsmann , . 

210 

300 

330 

360 

381 

240 

330 

360 

402 

420 



(7.-) 

(10,-) 

(11.-) 

(12.-) 

(12,70) 

(8,—) 

(11.-) 

(12,-) 

(13,40) 

(14,-) 

8 

Hauptfeldwebel, 
Hauptbootsmann . , 

234 

327 

354 

393 

414 

270 

360 

390 

435 

459 



(7,80) 

(10,90) 

(11,80) 

(13,10) 

(13,80) 

(9.-) 

(12,-) 

(13,-) 

(14,50) 

(15,30) 

9 

Leutnant, Stabsfeld- 
webel, Stabsboots- 












mann 

273 

366 

393 

441 

468 

327 

417 

444 

492 

534 



(9,10) 

(12,20) 

(13,10) 

(14,70) 

(15,60) 

(10,90) 

(13,90) 

(14,80) 

(16,40) 

(17,80) 

10 

Oberleutnant, Ober- 
stabsfeldwebel, Ober- 
stabsbootsmann . . 

291 

384 

411 

456 

495 

348 

438 

468 

513 

561 



(9,70) 

(12,80) 

(13,70) 

(15,20) 

(16,50) 

(11,60) 

(14,60) 

(15,60) 

(17,10) 

(18,70) 

11 

Hauptmann, Kapitän- 
leutnant 

360 

462 

492 

537 

585 

411 

513 

543 

588 

639 



(12.-) 

(15,40) 

(16,40) 

(17,90) 

(19,50) 

(13,70) 

(17,10) 

(18,10) 

(19,60) 

(21,30) 

12 

Major, Korvetten- 
kapitän, Stabsarzt . . 

441 

552 

579 

627 

675 

492 

609 

639 

684 

732 



(14,70) 

(18,40) 

(19,30) 

(20,90) 

(22,50) 

(16,40) 

(20,30) 

(21,30) 

(22,80) 

(24,40) 

13 

Oberstleutnant, 
Fregattenkapitän, 
Oberstabsarzt . . . 






528 

654 

684 

729 

777 








(17,60) 

(21,80) 

(22,80) 

(24,30) 

(25,90) 

14 

Oberfeldarzt, 
Flottillenarzt . . 






585 

738 

765 

810 

861 








(19,50) 

(24,60) 

(25,50) 

(27,—) 

(28,70) 


*) Hierzu rechnen auch verwitwete und 
worden ist. 


geschiedene Soldaten sowie Soldaten, deren Ehe aufgehoben oder für nichtig erklärt 
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Entwurf 


Monatsbeträge 

in DM 

(in Klammern der jeweilige Tagessatz) 



vom 37. bis 

zum vollendeten 44. 

Lebensjahr 



vom 45 

. Lebensjahr an 






verheiratet*) 

mit 



verheiratet*) 

mit 

Lfd. 

Nr. 

Dienstgrad 

ledig 

ver- 

heiratet*) 

1 Kind 

2 Kin- 
dern 

3 und 
mehr 
Kindern 

ledig 

ver- 

heiratet*) 

1 Kind 

2 Kin- 
dern 

3 und 
mehr 
Kindern 

1 

Grenadier, Flieger, 
Matrose, Gefreiter 

192 

267 

288 

303 

321 

210 

285 

309 

324 

339 



(^AO) 

(8,90) 

(9,60) 

(10,10) 

(10,70) 

(7.-) 

(9,50) 

(10,30) 

(10,80) 

(11.30) 

2 

Obergefreiter 

195 

270 

294 

309 

324 

216 

291 

318 

339 

354 



(6,50) 

(9,-) 

(9,80) 

(10,30) 

(10,80) 

(7,20) 

(9,70) 

(10,60) 

(11.30) 

(11.80) 

3 

Hauptgefreiter . 

201 

276 

303 

318 

336 

225 

300 

324 

348 

366 



(6,70) 

(9,20) 

(10,10) 

(10,60) 

(11.20) 

(7,50) 

(10.—) 

(10,80) 

(11.60) 

(12,20) 

4 

Unteroffizier, Maat, 
Fahnenjunker, See- 
kadett 

207 

282 

309 

330 

345 

240 

315 

339 

369 

387 



(6,90) 

(9,40) 

(10,30) 

(11.-) 

(11.50) 

(3.-) 

(10,50) 

(11.30) 

(12,30) 

(12,90) 

5 

Stabsunteroffizier, 
Obermaat .... 

216 

291 

315 

339 

357 

246 

321 

348 

381 

396 



(7,20) 

(9,70) 

(10,50) 

(11.30) 

(11.90) 

(3,20) 

(10,70) 

(11.60) 

(12,70) 

(13,20) 

6 

Feldwebel, Boots- 
mann, Fähnrich 

240 

315 

342 

372 

390 

285 

360 

384 

429 

444 



(S,-) 

(10,50) 

(11,40) 

(12,40) 

(13,-) 

(9,50) 

(12.—) 

(12,80) 

(14,30) 

(14,80) 

7 

Oberfeldwebel, 

Oberbootsmann 

276 

363 

387 

432 

450 

336 

423 

447 

492 

525 



(9.20) 

(12,10) 

(12,90) 

(14,40) 

(15,-) 

(11.20) 

(14,10) 

(14,90) 

(16,40) 

(17.50) 

8 

Hauptfeldwebel, 
Hauptbootsmann . . 

309 

396 

420 

465 

492 

375 

462 

489 

531 

576 



(10,30) 

(13,20) 

(14,—) 

(15,50) 

(16,40) 

(12,50) 

(15,40) 

(16,30) 

(17,70) 

(19.20) 

9 

Leutnant, Stabsfeld- 
webel, Stabsboots- 












mann 

360 

447 

471 

516 

561 

426 

513 

540 

582 

627 



(i2,—) 

(14,90) 

(15,70) 

(17,20) 

(18,70) 

(14,20) 

(17,10) 

(18.-) 

(19,40) 

(20,90) 

10 

Oberleutnant, Ober- 
stabsfeldwebel, Ober- 
stabsbootsmann 

387 

477 

501 

543 

591 

462 

549 

576 

618 

663 



(12,90) 

(15,90) 

(16,70) 

(18,10) 

(19,70) 

(15,40) 

(18,30) 

(19,20) 

(20,60) 

(22,10) 

11 

Hauptmann, Kapitän- 
leutnant 

462 

567 

594 

636 

681 

549 

666 

690 

732 

777 



(15,40) 

(18,90) 

(19,80) 

(21,20) 

(22,70) 

(18,30) 

(22,20) 

(23,—) 

(24,40) 

(25,90) 

12 

Major, Korvetten- 
kapitän, Stabsarzt . . 

546 

666 

693 

735 

780 

642 

777 

801 

843 

891 



(18,20) 

(22,20) 

(23,10) 

(24,50) 

(26,-) 

(21,40) 

(25,90) 

(26,70) 

(28,10) 

(29,70) 

13 

Oberstleutnant, 












Fregattenkapitän, 
Oberstabsarzt . . . 

603 

735 

762 

804 

849 

720 

873 

897 

942 

987 



(20,10) 

(24,50) 

(25,40) 

(26,80) 

(28,30) 

(24,-) 

(29,10) 

(29,90) 

(31,40) 

(32,90) 

14 

Oberfeldarzt, 

Flottillenarzt 

666 

825 

849 

894 

939 

792 

969 

999 

1041 

1089 



(22,20) 

(27,50) 

(28,30) 

(29,80) 

(31,30) 

(26,40) 

(32,30) 

(33,30) 

(34,70) 

(36,30) 

15 

Oberst, Kapitän zur 

See, Oberarzt, 
Flottenarzt .... 

720 

891 

918 

960 

1005 

867 

1050 

1080 

1134 

1185 



(24,—) 

(29,70) 

(30,60) 

(32,-) 

(33,50) 

(28,90) 

(35,—) 

(36,—) 

(37,80) 

(39,50) 

16 

Generale, Admirale . 

ohne Rücksicht auf das Lebensalter 1 

1230 

1458 

1491 

1548 

1608 








(41.-) 

(48,60) 

(49,70) 

(51,60) 

(53,60) 


*) Hierzu rechnen auch verwitwete und geschiedene Soldaten sowie Soldaten, deren Ehe aufgehoben oder für nichtig er- 
klärt worden ist. 
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Beschlüsse des 5. Ausschusses 

Monatsbeträge 

in DM 


(in Klammern der jeweilige Tagessatz) 



vom 37. bis 

zum vollendeten 44. 

Lebensjahr 



vom 45. Lebensjahr an 






verheiratet*) 

mit 



verheiratet*) 

mit 

Lfd. 

Nr. 

Dienstgrad 

ledig 

ver- 

heiratet*) 

1 Kind 

2 Kin- 
dern 

3 und 
mehr 
Kindern 

ledig 

ver- 

heiratet*) 

1 Kind 

2 Kin- 
dern 

3 und 
mehr 
Kindern 

1 

Grenadier, Flieger, 
Matrose, Gefreiter 

216 

303 

330 

345 

375 

234 

318 

348 

375 

396 



( 7 , 20 ) 

( 10 , 10 ) 

( 11 .-) 

( 11 , 80 ) 

( 12 , 50 ) 

( 7 , 80 ) 

( 10 , 60 ) 

( 11 , 60 ) 

( 12 , 50 ) 

( 13 , 20 ) 

2 

Obergefreiter . . 

219 

303 

333 

360 

381 

243 

327 

357 

393 

414 



( 7 , 30 ) 

( 10 , 10 ) 

( 11 , 10 ) 

( 12 ,—) 

( 12 , 70 ) 

( 8 , 10 ) 

( 10 , 90 ) 

( 11 , 90 ) 

( 13 , 10 ) 

( 13 , 80 ) 

3 

Hauptgefreiter . . 

228 

312 

339 

372 

390 

252 

336 

366 

402 

423 



( 7 , 60 ) 

( 10 , 40 ) 

( 11 , 30 ) 

( 12 , 40 ) 

( 13 ,—) 

( 8 , 40 ) 

( 11 , 20 ) 

( 12 , 20 ) 

( 13 , 40 ) 

( 14 , 10 ) 

4 

Unteroffizier, Maat, 
Fahnenjunker, See- 
kadett 

234 

318 

348 

384 

405 

267 

354 

381 

426 

447 



( 7 , 80 ) 

( 10 , 60 ) 

( 11 . 60 ) 

( 12 , 80 ) 

( 13 , 50 ) 

( 8 , 90 ) 

( 11 , 80 ) 

( 12 , 70 ) 

( 14 , 20 ) 

( 14 , 90 ) 

5 

Stabsunteroffizier, 
Obermaat .... 

243 

327 

357 

393 

414 

276 

360 

390 

435 

456 



( 8 , 10 ) 

( 10 , 90 ) 

( 11 , 90 ) 

( 13 , 10 ) 

( 13 , 80 ) 

( 9 , 20 ) 

( 12 ,—) 

( 13 ,—) 

( 14 , 50 ) 

( 15 , 20 ) 

6 

Feldwebel, Boots- 
mann, Fähnrich 

270 

354 

384 

429 

450 

315 

402 

429 

477 

510 



( 9 .—) 

( 11 , 80 ) 

( 12 , 80 ) 

( 14 , 30 ) 

( 15 ,—) 

( 10 , 50 ) 

( 13 , 40 ) 

( 14 , 30 ) 

( 15 , 90 ) 

( 17 .—) 

7 

Oberfeldwebel, 
Oberbootsmann . . 

303 

396 

423 

468 

504 

366 

459 

486 

534 

582 



( 10 , 10 ) 

( 13 , 20 ) 

( 14 , 10 ) 

( 15 , 60 ) 

( 16 , 80 ) 

( 12 , 20 ) 

( 15 , 30 ) 

( 16 , 20 ) 

( 17 , 80 ) 

( 19 , 40 ) 

8 

Hauptfeldwebel, 
Hauptbootsmann . . 

339 

432 

459 

507 

549 

408 

501 

528 

576 

624 



( 11 , 30 ) 

( 14 , 40 ) 

( 15 , 30 ) 

( 16 , 90 ) 

( 18 , 30 ) 

( 13 , 60 ) 

( 16 , 70 ) 

( 17 , 60 ) 

( 19 , 20 ) 

( 20 , 80 ) 

9 

Leutnant, Stabsfeld- 
webel, Stabsboots- 












niann 

396 

486 

516 

561 

609 

465 

558 

585 

633 

681 



( 13 , 20 ) 

( 16 , 20 ) 

( 17 , 20 ) 

( 18 , 70 ) 

( 20 , 30 ) 

( 15 , 50 ) 

( 18 , 60 ) 

( 19 , 50 ) 

( 21 , 10 ) 

( 22 , 70 ) 

10 

Oberleutnant, Ober- 
stabsfeldwebel, Ober- 
stabsbootsmann . . 

426 

519 

546 

594 

642 

498 

597 

624 

672 

720 



( 14 , 20 ) 

( 17 , 30 ) 

( 18 , 20 ) 

( 19 , 80 ) 

( 21 , 40 ) 

( 16 , 60 ) 

( 19 , 90 ) 

( 20 , 80 ) 

( 22 , 40 ) 

( 24 ,-) 

11 

Hauptmann, Kapitän- 
leutnant 

504 

618 

648 

693 

741 

594 

723 

750 

795 

846 



( 16 , 80 ) 

( 20 , 60 ) 

( 21 , 60 ) 

( 23 , 10 ) 

( 24 , 70 ) 

( 19 , 80 ) 

( 24 , 10 ) 

( 25 ,-) 

( 26 , 50 ) 

( 28 , 20 ) 

12 

Major, Korvetten- 
kapitän, Stabsarzt . 

594 

726 

756 

801 

849 

696 

843 

873 

918 

966 



( 19 , 80 ) 

( 24 , 20 ) 

( 25 , 20 ) 

( 26 , 70 ) 

( 28 , 30 ) 

( 23 , 20 ) 

( 28 , 10 ) 

( 29 , 10 ) 

( 30 , 60 ) 

( 32 , 20 ) 

13 

Oberstleutnant, 
Fregattenkapitän, 
Oberstabsarzt . . . 

657 

801 

831 

876 

924 

780 

945 

975 

1023 

1071 



( 21 , 90 ) 

( 26 , 70 ) 

( 27 , 70 ) 

( 29 , 20 ) 

( 30 , 80 ) 

( 26 ,-) 

( 31 , 50 ) 

( 32 , 50 ) 

( 34 , 10 ) 

( 35 , 70 ) 

14 

Oberfeldarzt, 
Flottillenarzt . . . 

723 

897 

924 

972 

1020 

858 

1041 

1074 

1131 

1182 



< 24 , 10 ) 

( 29 , 90 ) 

( 30 , 80 ) 

( 32 , 40 ) 

( 34 ,-) 

( 28 , 60 ) 

( 34 , 70 ) 

( 35 , 80 ) 

( 37 , 70 ) 

( 39 , 40 ) 

15 

Oberst, Kapitän zur 

See, Oberstarzt, 
Flottenarzt .... 

780 

963 

996 

1047 

1095 

939 

1131 

1164 

1221 

1281 



( 26 ,--) 

( 32 , 10 ) 

( 33 , 20 ) 

( 34 , 90 ) 

( 36 , 50 ) 

( 31 , 30 ) 

( 37 , 70 ) 

( 38 , 80 ) 

( 40 , 70 ) 

( 42 , 70 ) 

16 

Generale, Admirale . 

ohne Rücksicht auf das Lebensalter | 

1320 

1572 

1605 

1665 

1728 








( 44 ,-) 

( 52 , 40 ) 

( 53 , 50 ) 

( 55 , 50 ) 

( 57 , 60 ) 


3 Hierzu rechnen auch verwitwete und geschiedene Soldaten sowie Soldaten, deren Ehe aufgehoben oder für nichtig er- 
klärt worden ist. 
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